Deutscher Bundestag 
8. Wahlperiode 


Drucksache 8/1797 

11.05.78 

Sachgebiet 2330 


Änderu ngsan trag 

der Fraktion der CDU/CSU 


zur zweiten Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten 


Entwurfs eines Ersten Gesetzes zur Änderung des 
Wohnungsmodernisierungsgesetzes 
- Drucksachen 8/1692, 8/1764 - 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

1. In Nummer 2 werden in § 1 Nr. 2 die Worte „und son- 
stigen beheizten Räume" gestrichen. 

2. In Nummer 3 Buchstabe a werden die Worte „und son- 
stige Räume" gestrichen. 

3. In Nummer 3 Buchstabe b wird Absatz 3 gestrichen; in 
Absatz 4 werden die Worte „und sonstige Räume" ge- 
strichen. 

4. In Nummer 6 wird § 5 Abs. 3 in der Fassung der Regie- 
rungsvorlage wiederhergestellt. 

5. In Nummer 7 erhält § 6 Abs. 3 zweiter Satz folgende 
Fassung: 

„Zur Förderung energiesparender Maßnahmen gewährt 
der Bund den Ländern in den Jahren 1978 bis 1982 
Finanzhilfen in Höhe von jährlich 217,5 Millionen Deut- 
sche Mark." 

6. Nummer 1 1 wird wie folgt gefaßt: 

,11. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. die Wohnungen wesentlich verbessert wer- 
den oder nachhaltig Einsparungen von Heiz- 
energie bewirkt werden,". 
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b) Absatz 1 Nr. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. die Wohnungen nach der Modernisierung 
nach Größe und Ausstattung für die an- 
gemessene Wohnraumversorgung breiter 
Schichten der Bevölkerung geeignet sind,". 

c) Nach Absatz 1 Nr. 4 werden folgende Sätze an- 
gefügt: 

„Die Modernisierung darf in der Regel nur 
gefördert werden, wenn bei Familienheimen 
und eigengenutzten Eigentumswohnungen das 
Jahreseinkommen des Eigentümers und der nach 
§ 8 Zweites Wohnungsbaugesetz zur Familie 
rechnenden . Angehörigen (Gesamteinkommen) 
die Grenze des § 25 Zweites Wohnungsbau- 
gesetz und bei Mietwohnungen die Miete nach 
Abschluß der Modernisierung die Mietober- 
grenze des öffentlich geförderten sozialen Woh- 
nungsbaus nicht übersteigt. Bei Gebäuden, die 
nach dem 31. Dezember 1977 bezugsfertig ge- 
worden sind oder bezugsfertig werden, dürfen 
die in § 4 Abs. 3 Nr. 1 und 2 aufgeführten ener- 
giesparenden Maßnahmen nicht gefördert wer- 
den." ' 

7. Nummer 12 wird gestrichen. 

8. In Nummer 14 Buchstabe b wird der letzte Satz ge- 
strichen. 

9. In Nummer 15 Buchstabe b werden in Absatz 2 Satz 1 
die Worte „bei sonstigen Räumen höchstens 100 Deut- 
sche Mark je Quadratmeter Nutzfläche" und der Satz 2 
gestrichen. 

10. In Nummer 15 wird Buchstabe e gestrichen. 

11. In Nummer 16 wird Buchstabe a wie folgt gefaßt: 

,a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Erhöhungsbetrag kann nach § 2 Abs. 1 
oder nach § 3 Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung der 
Miethöhe ermittelt werden. Bei der Ermittlung der 
Kürzungsbeträge nach § 3 Abs. 1 Satz 3 bis 6 jenes 
Gesetzes gelten die in § 5 Abs. 2 Satz 2 bezeichneten 
Mittel der Finanzierungsinstitute als Mittel aus 
öffentlichen Haushalten." ' 

12, Nummer 20 a erhält folgende Fassung: 

„20 a, § 20 wird gestrichen." 

13, In Nummer 21 wird § 20 a wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „und von sonsti- 
gen Gebäuden eingesetzt werden, die nach ihrem 
üblichen Verwendungszweck auf Innentemperaturen 
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von mindestens 19° Celsius beheizt werden" ge- 
strichen. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) § 10 Abs. 4, § 12 Abs. 4 und § 13 Abs. 1, 2 und 
5 gelten entsprechend mit der Maßgabe, daß 

1. die Finanzierung des Gebäudes gesichert sein 
muß, 

2. die energiesparenden Maßnahmen bei der Förde- 
rung bevorzugt werden, wenn sie von mehreren 
Eigentümern zur Einsparung von Kosten nach 
einem einheitlichen Plan zeitlich abgestimmt 
durchgeführt werden und 

3. die Mittel für Wohnungen beim Bau von Woh- 
nungen einzusetzen sind." 

II. Artikel 1 a erhält folgende Fassung; 


, Artikel 1 a 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz 1977 in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 5. Dezember 1977 (BGBl. I S. 2365), ge- 
ändert durch das Gesetz zur Erhaltung und Modernisierung 
kulturhistorisch und städtebaulich wertvoller Gebäude vom 
22. Dezember 1977 (BGBl. I S. 3107), wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 21 a Abs. 3 wird folgende Nummer 3 angefügt: 

„3. Aufwendungen im Sinne des § 51 Abs. 1 Nr, 2 Buch- 
stabe q, soweit es sich um Erhaltungsaufwand han- 
delt, nach Abzug der Schuldzinsen im Sinne der 
Nummer 1." 

2. § 51 Abs. 1 Nr. 2 wird wie folgt geändert: 

Buchstabe q erhält folgende Fassung: 

„q) über erhöhte Absetzungen und den Abzug von 
Aufwendungen für den Einbau von Anlagen und 
Einrichtungen im Sinne des § 40 Abs. 1 Buchstabe 
a bis d sowie f und g des Zweiten Wohnungsbau- 
gesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Glie- 
derungs-Nr. 2330-2, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
23. März 1976 (BGBl. I S. 737), im Saarland im 
Sinne des § 21 Abs. 1 Buchstaben c bis d sowie f 
und g des Wohnungsbaugesetzes für das Saarland 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. März 
1972 (Amtsblatt des Saarlandes Seite 149), zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 23. März 1976 
(BGBL I S. 737), ~ von Fahrstuhlanlagen bei Ge- 
bäuden mit mehr als vier Geschossen und von Hei- 
zungs- und Warmwasseranlagen sowie für den Um- 
bau von Fenstern und Türen, für den Anschluß an 
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die Kanalisation oder die Wasserversorgung, für 
den Einbau von Solaranlagen, Wärmepumpen, An- 
lagen zur Wärmerückgewinnung und Wärmespei- 
cherung und für Maßnahmen, die ausschließlich 
zum Zweck des Lärmschutzes, des Wärmeschutzes, 
der Verminderung des Energie Verlustes und des 
Energieverbrauchs der zentralen Heizungs- und 
Warmwasseranlagen sowie zur Änderung von zen- 
tralen Heizungs- und Warmwasseranlagen für den 
Anschluß an die Fernwärmeversorgung vorgenom- 
men werden. Voraussetzung für die Gewährung 
der erhöhten Absetzungen ist, daß die Gebäude vor 
dem 1. Januar 1978 fertiggestellt worden sind; 
diese Voraussetzung entfällt bei Aufwendungen für 
den Anschluß an die Kanalisation oder die Wasser- 
versorgung, wenn der Anschluß nicht schon im Zu- 
sammenhang mit der Errichtung des Gebäudes mög- 
lich war. Die erhöhten Absetzungen dürfen jährlich 
20 vom Hundert der Aufwendungen nicht über- 
steigen. Nicht in Anspruch genommene erhöhte Ab- 
setzungen können nachgeholt werden." 

3. In § 52 wird folgender Absatz 21 a eingefügt; 

„(21a) § 21 a Abs. 3 Nr. 3 ist erstmals für den Ver- 
anlagungszeitraum 1978 anzuwenden." ' 

III. Artikel 1 b erhält folgende Fassung: 


, Artikel 1 b 

Änderung des Gesetzes zur Regelung der Miethöhe 

Das Gesetz zur Regelung der Miethöhe vom 18. Dezem- 
ber 1974 (BGBl. I S. 3604), geändert durch Gesetz vom 
18. August 1976 (BGBl. I S. 2221), wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 1 wird nach Satz 1 folgender Satz 2 ein- 
gefügt: 

„Von dem Jahresbetrag des verlangten Mietzinses sind 
die Kürzungsbeträge nach § 3 Abs. 1 Satz 3 bis 6 abzu- 
ziehen, im Fall des § 3 Abs. 1 Satz 6 mit 14 vom Hundert 
des Zuschusses." 

2. In § 3 Abs. 1 erhält Satz 1 folgende Fassung: 

„Hat der Vermieter bauliche Änderungen durchgeführt, 
die 

1. den Gebrauchswert der Mietsache nachhaltig er- 
höhen oder die allgemeinen Wohnverhältnisse auf 
die Dauer verbessern, 

2. nachhaltig Einsparungen von Heizenergie bewirken 
oder 

3. auf Umständen beruhen, die der Vermieter nicht zu 
vertreten hat. 
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so kann er die Erhöhung des Mietzinses verlangen, die 
sich aus einer Erhöhung der jährlichen Miete vor Durch- 
führung der baulichen Änderungen um vierzehn vom 
Hundert der für die Wohnung aufgewendeten Kosten 
ergibt." ' 

IV. Nach Artikel 1 b wird folgender neuer Artikel 1 c eingefügt: 


, Artikel 1 c 

Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuches 
§ 541 a BGB Abs. 2 wird durch folgende Absätze ersetzt: 

„(2) Der Mieter von Wohnraum hat Maßnahmen zur Ver- 
besserung der gemieteten Räume oder sonstiger Teile des 
Gebäudes oder zur Einsparung von Heizenergie zu dulden, 
es sei denn, daß die Durchführung der Maßnahmen oder 
deren bauliche Auswirkung für den Mieter oder seine 
Familie eine Härte bedeuten würde, die auch unter Wür- 
digung der berechtigten Interessen des Vermieters und 
anderer Mieter von Wohnraum in dem Gebäude nicht zu 
rechtfertigen wäre. 

(3) Der Mieter von sonstigen Räumen hat Maßnahmen 
zur Verbesserung der gemieteten Räume oder sonstiger 
Teile des Gebäudes oder zur Einsparung von Heizenergie 
zu dulden, soweit ihm die Durchführung und deren bau- 
liche Auswirkung zugemutet werden können. 

(4) Der Vermieter hat dem Mieter zwei Monate vor der 
Durchführung der in den Absätzen 2 und 3 bezeichneten 
Maßnahmen deren Art und Umfang schriftlich verbindlich 
mitzuteilen und dabei den geplanten Beginn und die vor- 
aussichtliche Dauer anzugeben. Der Mieter ist berechtigt, 
bis zum Ablauf des Monats, der auf den Zugang der Mit- 
teilung folgt, für den Ablauf des nächsten Monats zu kün- 
digen, Hat der Mieter gekündigt, darf der Vermieter mit 
der Durchführung der Maßnahmen nicht vor dem Ablauf 
der Mietzeit beginnen. 

(5) Aufwendungen, die der Mieter infolge der in den Ab- 
sätzen 1 bis 3 bezeichneten Maßnahmen machen muß, hat 
der Vermieter in einem angemessenen Umfang zu ersetzen; 
auf Verlangen hat der Vermieter Vorschuß zu leisten. Die 
Rechte des Mieters nach § 537 bleiben unberührt. 

(6) Vereinbarungen, die zum Nachteil des Mieters von 
den Vorschriften der Absätze 2 bis 5 abweichen, sind un- 
wirksam." ' 

Der bisherige Artikel 1 c wird Artikel 1 d. 


Bonn, den 11. Mai 1978 


Dr. Kohl, Dr. Zimmermann und Fraktion 
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